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KURZFASSUNG 

 

 

Im Zuge der Erweiterung des Radverkehrsnetzes in Wien wurden im Kreuzungsbereich 

Schüttelstraße/Laufbergergasse im 2. Wiener Gemeindebezirk eine Verkehrslichtsignal-

anlage (VLSA) und in einigen angrenzenden Straßenzügen Radfahranlagen errichtet. 

 
 



KA V - 46-1/07  Seite 3 von 12 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

 

1. Prüfanlass und -umfang...............................................................................................4 

2. Kritik des Beschwerdeführers und diesbezügliche Feststellungen des     

Kontrollamtes...................................................................................................................4 

3. Angefallene Kosten .....................................................................................................9 

 

 

Anhang 

ALLGEMEINE HINWEISE.............................................................................................11 

ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS......................................................................................12 

 

 
 



KA V - 46-1/07  Seite 4 von 12 

PRÜFUNGSERGEBNIS 

 

 

1. Prüfanlass und -umfang 

1.1 In einer an das Kontrollamt der Stadt Wien gerichteten Beschwerde wurden u.a. die 

an der Kreuzung Schüttelstraße/Laufbergergasse im 2. Wiener Gemeindebezirk neu 

errichtete VLSA und die in diesem Bereich befindlichen Radweganlagen als "unnötig" 

bezeichnet. 

 

Der Beschwerdeführer hatte bereits vorher seine kritische Meinung sowohl der Magis-

tratsabteilung 18 - Stadtentwicklung und Stadtplanung als auch der Magistratsabteilung 

46 - Verkehrsorganisation und technische Verkehrsangelegenheiten schriftlich mitge-

teilt. Da die Stellungnahmen der beiden genannten Dienststellen nicht zu seiner Zufrie-

denheit ausfielen, wandte er sich an das Kontrollamt. In weiterer Folge verfasste der 

Beschwerdeführer im Dezember 2006 auch ein Schreiben an den zuständigen amtsfüh-

renden Stadtrat. Dieser ersuchte daraufhin den Leiter der Magistratsabteilung 46, eine 

ausführliche Erklärung in Bezug auf die getroffenen Maßnahmen an den Beschwerde-

führer zu richten. 

 

Auch diese Ausführungen der Magistratsabteilung 46 fanden nicht die Zustimmung des 

Beschwerdeführers, worauf er sich nochmals an die Magistratsabteilung 46 und an das 

Kontrollamt, die ÖVP Wien sowie an eine Tageszeitung wandte. Seiner Ansicht nach 

sollte der Magistrat der Stadt Wien die Fehlplanung eingestehen und die neu errichtete 

VLSA abbauen. 

 

1.2 Für das Kontrollamt war diese Situation Anlass, um die VLSA an der Kreuzung 

Schüttelstraße/Laufbergergasse sowie den Mehrzweckstreifen in der Laufbergergasse, 

Böcklinstraße und Vivariumstraße in Augenschein zu nehmen. 

 

2. Kritik des Beschwerdeführers und diesbezügliche Feststellungen des Kontrollamtes 

Das Kontrollamt ging im Folgenden auf die einzelnen Kritikpunkte des Beschwerdefüh-

rers ein: 
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2.1 Generell wurde die Errichtung der VLSA im Kreuzungsbereich Schüttelstraße/Lauf-

bergergasse kritisiert und darauf hingewiesen, dass nur wenige Fahrzeuge von der 

Laufbergergasse in die Schüttelstraße einbiegen und fast keine RadfahrerInnen die ge-

regelte Kreuzung zum Überqueren der Schüttelstraße verwenden. Seiner Ansicht nach 

hätte das Verkehrszeichen "Vorrang geben" in der Laufbergergasse ausgereicht. Es 

würden sich durch die Errichtung der VLSA nur Nachteile ergeben, da sie den fließen-

den Verkehr in der Schüttelstraße bremst und die Fahrzeuge unnötigerweise zum An-

halten vor der Ampel - obwohl weder Kraftfahrzeuge (Kfz) von der Laufbergergasse in 

die Schüttelstraße einbiegen noch RadfahrerInnen die Schüttelstraße überqueren - 

zwingt. Dieser durch die VLSA verursachte Stau bringe einen erhöhten Schadstoffaus-

stoß und zusätzliche Lärmbelästigung mit sich. 

 

Das Kontrollamt stellte hiezu fest, dass es sich bei der gegenständlichen Kreuzung um 

eine so genannte "T-Kreuzung" handelt, wobei die Laufbergergasse in die Schüttelstra-

ße einmündet. Zum Zeitpunkt der Prüfung verlief die Schüttelstraße parallel zum Do-

naukanal und war als Einbahn stadteinwärts geführt. Sie wies im gegenständlichen Be-

reich neben einem Parkstreifen drei Fahrspuren auf. Die einmündende Laufbergergas-

se war in beiden Fahrtrichtungen befahrbar. 

 

Bei den durch das Kontrollamt zwischen Juli 2006 und März 2007 zu unterschiedlichen 

Zeiten durchgeführten Lokalaugenscheinen wurde im Vergleich zur stark befahrenen 

Schüttelstraße fast kein Verkehrsaufkommen in der Laufbergergasse (sowohl durch Kfz 

als auch RadfahrerInnen) festgestellt. Die Frequenz an FußgängerInnen war ebenfalls 

schwach. Der Vorwurf des Beschwerdeführers, dass die VLSA zu unnötigen Unterbre-

chungen des Verkehrsflusses in der Schüttelstraße führe, war nicht unbegründet.  

 

Durch eine mittlerweile im September 2006 vorgenommene Anpassung des Infrarotde-

tektors und eine Nachjustierung der Schaltphasen der VLSA im November 2006 konnte 

der Umstand des unterbrochenen Verkehrsflusses in der Schüttelstraße weit gehend 

behoben werden. Das Kontrollamt merkte an, dass die Betriebsführung der VLSA am 

1. Oktober 2006 von der Magistratsabteilung 46 an die Magistratsabteilung 33 - Wien 

leuchtet übertragen worden war. 
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Das Kontrollamt stellte ebenfalls fest, dass - wie der Beschwerdeführer anführte - die 

VLSA entbehrlich wäre, da nur wenige Kfz von der Laufbergergasse in die Schüttel-

straße einbogen. In diesem Zusammenhang war jedoch zu berücksichtigen, dass ein 

durch VLSA gesichertes Überqueren der stark befahrenen Schüttelstraße nur im Kreu-

zungsbereich Wittelsbachstraße/Schüttelstraße bzw. Franzensbrückenstraße/Schüttel-

straße möglich war. Die Schüttelstraße wurde durchschnittlich von rd. 32.500 Kfz pro 

Tag frequentiert und zählte somit zu den meist befahrenen Straßen von Wien. Da die 

beiden vorhin erwähnten geregelten Kreuzungen jedoch rd. 1.100 m voneinander ent-

fernt liegen, hielt das Kontrollamt die Herstellung einer weiteren durch eine VLSA ge-

sicherte Überquerungsmöglichkeit der Schüttelstraße in diesem Abschnittsbereich für 

sinnvoll. Die stark befahrene Schüttelstraße wies drei Fahrspuren auf und barg großes 

Gefahrenpotenzial nicht nur für RadfahrerInnen sondern auch für FußgängerInnen, die 

diese Straße überqueren wollten. Die Situierung der VLSA im Bereich der Schüttel-

straße/Laufbergergasse erwies sich gegenüber anderen Möglichkeiten auch deshalb 

als zweckmäßig, da an dieser örtlichen Gegebenheit vorhandene Geh- und Radwege 

des Donaukanals ans sonstige Verkehrsnetz Anbindung fanden. 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 46: 

Die Laufbergergasse verbindet aus dem Blickwinkel des Rad- und 

FußgängerInnenverkehrs im Wesentlichen zwei wichtige Erho-

lungsräume, nämlich den Prater mit dem Donaukanal. Daher wa-

ren für die Beurteilung der Maßnahmen nicht nur Verkehrswerte 

aus den werktags relevanten morgendlichen und abendlichen Ver-

kehrsspitzen von großer Wichtigkeit, sondern auch das Verkehrs-

aufkommen und dessen Heterogenität an den Wochenenden. An 

Wochenenden werden die Erholungsräume auf Grund der großen 

Vielfalt und der hohen Beliebtheit nicht nur von den unmittelbaren 

Bewohnerinnen und Bewohnern genutzt. 

 

2.2 Ein weiterer Kritikpunkt des Beschwerdeführers betraf die Kennzeichnung von 

Mehrzweckstreifen in der Laufbergergasse, Vivariumstraße und Böcklinstraße. Hier sind 

die Mehrzweckstreifen Radfahrstreifen, die mit besonderer Rücksichtnahme auf Rad-
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fahrerInnen von anderen Fahrzeugen zu dem Zweck befahren werden dürfen, um ein- 

und auszuparken. Argumentativ verwies er auf das geringe Aufkommen von Radfah-

rerInnen. Besonderes Missfallen fand beim Beschwerdeführer der gegen die Einbahn 

führende, neben der Schrägparkzone verlaufende Mehrzweckstreifen in der Böcklin-

straße, da beim Ausparken erhebliches Unfallpotenzial gegeben wäre. Ferner wäre er 

der Ansicht, dass "wieder einzelne Radwege ohne Anfang oder Ende" eingerichtet wur-

den. 

 

Dem Argument, dass die in der Laufbergergasse und in der Vivariumstraße eingerich-

teten Mehrzweckstreifen nicht erforderlich wären, konnte sich das Kontrollamt anschlie-

ßen, da in diesen Straßenzügen ein geringes Verkehrsaufkommen (sowohl von Kfz als 

auch von RadfahrerInnen) vorhanden war und zusätzlich in der Laufbergergasse eine 

Zone mit Geschwindigkeitsbeschränkung (30 km/h) verordnet worden war. Nach An-

sicht des Kontrollamtes hätte die Magistratsabteilung 46 diesen Teil des Straßennetzes 

als Radroute mittels Beschilderung kennzeichnen und somit den RadfahrerInnen zur 

Benützung empfehlen können. 

 

Der Standpunkt des Beschwerdeführers, dass es sich um Radfahranlagen ohne "An-

fang oder Ende" handelt, konnte vom Kontrollamt nicht nachvollzogen werden, da die 

Einbindung in bestehende Radfahranlagen vorhanden war. 

 

Beobachtungen und Analysen der Verkehrsmittelwahl zeigten, 

dass der Umstieg zum stadtökologisch verträglichen Verkehrsmit-

tel Fahrrad nachhaltig erfolgt, wenn hochwertige Anlagen im Stra-

ßennetz der Stadt angeboten werden und eine klare Linienführung 

erkennbar ist. Man spricht in der Planung von Angebotsplanung. 

Die Mehrzweckstreifen in der Laufbergergasse und in der Vivari-

umstraße bieten Anreize für die angestrebte Änderung der Ver-

kehrsmittelwahl. 

 

Selbst für den Fall, dass es in der Böcklinstraße ebenfalls ein äußerst geringes Ver-

kehrsaufkommen gibt, ging das Kontrollamt davon aus, dass die Kennzeichnung des 
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Mehrzweckstreifens insofern ihren Zweck erfüllte, als AutofahrerInnen beim Einsteigen 

in das Kfz durch das Vorhandensein der Bodenmarkierung nochmals auf die Radfahr-

anlage hingewiesen werden. Grundsätzlich birgt das Zurückfahren eines Kfz aus einer 

Schrägparkzone unabhängig davon, ob es sich um eine Straße mit Gegenverkehr oder 

um eine Einbahnstraße handelt, ein erhöhtes Unfallrisiko. Wenn, wie im gegenständli-

chen Fall, in Einbahnstraßen auf der Fahrbahn das Radfahren in der Gegenrichtung frei 

gegeben ist, trägt die Kennzeichnung eines Mehrzweckstreifens zu einer höheren Si-

cherheit bei. 

 

In der Böcklinstraße wurde entsprechend den Bestimmungen zur 

Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960) die Möglichkeit ge-

schaffen, den Radverkehr gegen die vorgeschriebene Fahrtrich-

tung (s. § 7 Abs. 5 StVO 1960) zu führen. Diese Führung des 

Radverkehrs, die in Wien bereits auf 170 km angewendet wird, 

zählt zu der sichersten auf der Fahrbahn und findet eine hohe Ak-

zeptanz bei den Nutzerinnen und Nutzern. 

 

2.3 Der Beschwerdeführer äußerte sich auch negativ über das in der Laufbergergasse 

vor der Böcklinstraße situierte Verkehrszeichen "Vorrang geben". Die gegenständliche 

Kreuzung ist eine so genannte "T-Kreuzung", wobei die Böcklinstraße in die Laufber-

gergasse einmündet. Die Laufbergergasse war eine Straße mit Gegenverkehr, die 

Böcklinstraße hingegen war - RadfahrerInnen ausgenommen - nur als Einbahn, u.zw. 

von der Laufbergergasse wegführend ausgebildet. 

 

Das in der Kritik stehende Verkehrszeichen war so aufgestellt, dass die BenützerInnen 

der Laufbergergasse jenen von der rechts kommenden Böcklinstraße Vorrang geben 

mussten. Von der Böcklinstraße konnten jedoch, bedingt durch die Einbahnführung, nur 

RadfahrerInnen in die Kreuzung Laufbergergasse einfahren. 

 

Das Kontrollamt merkte hiezu an, dass auch ohne das Verkehrszeichen die Radfahrer-

Innen nach der Rechtsregel Vorrang hatten. 
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Im Juli 2006 wurde im Zuge einer Ortsverhandlung entschieden, das in Rede stehende 

Verkehrszeichen zu entfernen. Weiters wurde festgelegt, ein Verkehrszeichen "Vorrang 

geben" in der Böcklinstraße vor der Laufbergergasse zu situieren, womit die gegen die 

Einbahn fahrenden RadfahrerInnen in der Böcklinstraße dem querenden Verkehr der 

Laufbergergasse Vorrang zu geben hatten. 

 

Die Verkehrssituation wurde auf Grund der Anregungen und Ein-

wände von Bürgerinnen und Bürgern Mitte des Jahres 2006 ver-

kehrstechnisch und verkehrssicherheitstechnisch überprüft. Dabei 

wurde die bestehende Vorrangregelung in der Laufbergergasse 

("Vorrang geben" gem. § 52 Z. 23 StVO 1960) aufgehoben und für 

RadfahrerInnen in der Böcklinstraße, die in Richtung Laufberger-

gasse fahren, ein Gebotszeichen "Vorrang geben" vor der Kreu-

zung kundgemacht. 

 

Der Beschwerdeführer kritisierte auch die schriftliche Antwort der Magistratsabtei-

lung 46 bzgl. der in Rede stehenden Vorrangregelung, da seiner Ansicht nach die Aus-

sage der Magistratsabteilung 46 im Widerspruch zur StVO 1960 stehen würde. Inwie-

weit diese Aussage gerechtfertigt war, konnte vom Kontrollamt nicht verifiziert werden, 

da die Magistratsabteilung 46 das diesbezügliche Antwortschreiben nicht vorlegen 

konnte. 

 

3. Angefallene Kosten 

Der Beschwerdeführer vertrat in seinem Schreiben die Ansicht, dass die Errichtung der 

VLSA und die Aufbringung der Bodenmarkierung Kosten von über 0,50 Mio.EUR verur-

sachten. 

 

Vom Kontrollamt wurden auf Grund von Aufzeichnungen der Magistratsabteilung 46 

Gesamtausgaben in der Höhe von rd. 192.000,-- EUR (inkl. USt) festgestellt, wobei auf 

die Errichtung der VLSA ein Anteil von rd. 148.000,-- EUR entfiel. Die nachträglichen 

Anpassungen der VLSA verursachten keine nennenswerten Mehrkosten. 
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Die Stellungnahme der geprüften Einrichtung ist den jeweiligen Berichtsabschnitten zu-

geordnet worden. 

 

 

Der Kontrollamtsdirektor: 

Dr. Erich Hechtner 

Wien, im Jänner 2008 
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ALLGEMEINE HINWEISE 

 

 

Allfällige Rundungsdifferenzen bei der Darstellung von Berechnungen wurden nicht 

ausgeglichen. 

 

Schützenswerte personenbezogene Daten wurden im Sinn der rechtlichen Verpflich-

tung zum Schutz derartiger Daten anonymisiert, auf die Wahrung von Geschäfts- und 

Betriebsgeheimnissen wurde bei der Abfassung des Berichtes Bedacht genommen. Es 

wird um Verständnis gebeten, dass dadurch die Lesbarkeit des Berichtes beeinträchtigt 

sein könnte. 
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

 

 

Kfz ................................................ Kraftfahrzeug 

ÖVP.............................................. Österreichische Volkspartei 

StVO 1960.................................... Straßenverkehrsordnung 1960 

VLSA ............................................ Verkehrslichtsignalanlage 
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